








Das deutsche Gesundheitswesen wird derzeit durch die hohe 
Anzahl Asylsuchender* vor neue Herausforderungen gestellt. 
Es herrscht bei Akteuren in unterschiedlichen Institutionen und 
auf verschiedenen Ebenen unseres Gesundheitssystems eine 
große Unsicherheit darüber, wie die medizinische Versorgung der 
neu in die Bevölkerung eintretenden Menschen kurz-, mittel-
und langfristig geregelt werden soll, aber auch mit welchen Er-
krankungen und Belastungen konkret zu rechnen ist. 
/Text/ Dr. med. Ute Rexroth, Dr. phil. nat. Sandra Beermann, Dr. phil. Ute Ellert 
und Dr. med. Andreas Gilsdorf 
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orweg sei gesagt, dass diese 
Fragen zum jetzigen Zeit-
punkt nicht abschließend 
beantwortet werden kön-
nen. Hierzu fehlen auf na-
tionaler Ebene belastba-
re Daten. Dieser Artikel 
soll aber eine grobe Ei n-
schätzung geben, welche gesundheitlichen 
Probleme in den Bereichen übertragbare und 
nicht-übertragbare Erkrankungen bei Asylsu-
chenden vorkommen können. Darüber hinaus 
wird dargelegt, welche Maßnahmen zurzeit 
eingeleitet werden, um zukünftig die dringend 
benötigte Datenbasis zu verbessern. 
übertragbare Erkrankungen 
Asylsuchende sind grundsätzlich durch die 
gleichen Infektionskrankheiten gefährdet, 
wie die in Deutschland ansässige Bevölke-
rung. Die schwierigen Umstände während 
der Flucht nach Deutschland, ein ggf. ein-
geschränkter oder fehlender Impfschutz so-
wie di e engen räum lichen Bedingungen in 
den Aufnahmeeinric htungen können jedoch 
zu einer höheren Vulnerabilität ge-
genüber bestimmten Infektions-
krankheiten führen. Insbesondere 
impfpräventable und gastrointes-
tinale Erkrankungen sowie Tuber-
kulose und parasitäre Hauterkrankungen er-
scheinen aufgrund ihres Übertragungsweges, 
ihres Vorkommens in den Herkunftsländern, 
ihres gehäuften Auftretens in Gemeinschafts-
unterkünften oder ihres Ausbruchspotenzi-
als besonders relevant. Ein Überblick über 
epidemiologisch re 1 evan te In fe ktionskrank-
h e i ten sowie zu weiteren für Deutschland 
ungewöhnliche Infektionskrankheiten bei 
Asylsuchenden ist auf der Internetseite des 
Robert Koch-Instituts (RKI) zu finden. 
P 
rävention und Kontrolle von In-
fektionskrankheiten in Gemein-
sc haftsunterkünften für Asy l-
suchende ist Zuständigke it der 
Betreiber und wird durch Gesund-
heitsämter überwacht. Vor oder unmittelbar 
nach Aufnahme in Gemeinschaftsunterkünf-
te erhalten Asylsuchende eine Erstaufnahme-
untersuchung gemäß § 62 Asylgesetz und § 36 
Infektionsschutzgesetz. Diese Untersuchung 
ersatzkasse magazin. 
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- ·.dient dem Erkennen akuter Infek-
tionen, wie zum Beispiel der anste-
ckungsfähigcn Lungentuberkulose. Die 
genauen Inhalte und Umstände der Durch-
führung werden aber von den Bundesländern 
definiert und variieren entsprechend. Da diese 
Screening-Untersuchung nur eine Moment-
aufnahme abbilden kann, ist ein freiwilliger, 
niedrigschwelliger Zugang zur Gesundheits-
versorgung für Asylsuchende notwendig, 
um Infektionen frühzeitig zu erkennen, zu 
behandeln und eine Weiterverbreitung zu 
verhindern. Asylsuchende, deren Impfsta-
tus unvollständig oder unbekannt ist, sollten 
grundsätzlich nach den Empfehlungen der 
Ständigen Impfkommission geimpft werden. 
Zur effektiven Umsetzung dieser Empfehlun-
gen unter Asylsuchenden liegt ein abgestimm-
tes Konzept vor (EpiBull 41/2015). 
B 
elastbare Zahlen zum Vorkom-
men von Infektionskrankheiten 
unter Asylsuchenden liegen zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht vor. Das 
Asylbewerberleistungsgesetz um-
fasst nur die medizinische Versorgung aku-
ter und/ oder schmerzhafter Leiden. Das Ge-
sundheitswesen bleibt somit Asylsuchenden 
in weiten Teilen verschlossen und die Routi-
nedaten des Gesundheitswesens sind bezo-
gen auf diese Fragestellung nicht auswertbar. 
Die Ergebnisse der Screening-Untersuchun-
gen werden nicht flächendeckend ausgewer-
tet und lassen sich aufgrund der Unterschie-
de auch schwer vergleichen. Seit September 
2015 übermitteln Gesundheitsämter bei mel-
depflichtigen Infektionskrankheiten Angaben 
zum Herkunftsland und zum Datum der Ein-
reise über die Bundesländer an das RKI. Wei-
tere Forschungsaktivitäten des RKI beziehen 
sich u. a. auf die gesundheitliche Erstversor-
gung sowie auf Prävalenzen und Inzidenzen 
von verschiedenen Infektionskrankheiten bei 
Asylsuchenden in Deutschland. 
Nicht-übertragbare Erkrankungen 
Vergl ichen mit Infektionskrankheiten ist 
mit nicht-übertragbaren Erkrankungen in 
Deutschland eine wesentliche größere Krank-
heitslast verbunden. Beide werden stark von 
sozio-demografi schen Determinanten be-










chronische Erkrankungen, aber auch Trauma-
tisierung und andere psychische Erkrankun-
gen variieren stark in Abhängigkeit von der 
Herkunftsregion, genauso auch von den Er-
fahrungen, die vor und auf der Flucht gemacht 
wurden. Anderseits können auch protektive 
Faktoren - beispielsweise ein geringerer Ta-
bak- und Alkoholkonsum - eine Rolle spielen. 
Es gibt zwar Hinweise darauf, wo konkreter 
gesundheitsbezogener Handlungsbedarf 
~ besteht, jedoch fehlen detaillierte und 
Y stratifizierte Informationen über das 
Ausmaß gesundheitlicher Problemla-
gen der Asylsuchenden, um die Handlungs-
empfehlungen mit Evidenz zu untermauern. 
Für Deutschland werden die Daten zur 
Prävalenz sowohl für nicht-übertragbare als 
auch für übertragbare Erkrankungen vor al-
lem im Zuge großer Gesundheitssurveys des 
RKis erhoben. Um die Datengrundlage 
für die Gruppe der Asylsuchenden zu • 
verbessern, plant das RKI, die Einbezie- · 
hung dieser Gruppe in das Gesundheitsmoni-
toring zu verbessern. 
Fazit 0 
Zur Beurteilung der Gesundheit Asylsuchen-
der in Deutschland fehlen zurzeit belastba-
re Daten. Die Gesundheit der Asylsuchenden 
hinsichtlich übertragbarer und nicht-über-
tragbarer Erkrankungen hängt aber wesent-
lich davon ab, wie gut sie hier in Deutschland 
versorgt sind und ob ihnen ein niedrigschwel-
liger, barrierefreier Zugang zu Gesundheits-
dienstleistungen, einschließlich Präventions-, 
Diagnostik- und Therapieangeboten gewährt 
wird. -
www.rki.de unter Gesundheit A-Z/Asylsuchende und 
Gesundheit 
*Als „Asylsuchende" werden in diesem Ar-
tikel alle Personen verstanden, die 
sich in Deutschland aufhalten und 
sich gerade im Asylprozess be-
() 
finden oder eine Duldung nach§ 60 a 
Aufenthaltsgesetz erhalten haben. Das 
schließt alle Asylsuchenden, Asylbewer-
ber (auch Minderjährige) und gedulde-
te Personen ein. 
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